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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


zur Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
— Drucksache 13/333 — 


Sammelübersicht 8 zu Petitionen 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 1-12-05-557-55329 u. a. der Bundesregierung zur 
Berücksichtigung zu überweisen. 

Bonn, den 8. März 1995 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Die Petition wendet sich mit anderen Petitionen gegen den Export 
von 39 Kriegsschiffen aus den Beständen der ehemaligen NVA- 
Marine und von drei noch im Bau befindlichen U-Booten nach 
Indonesien. 

Die Fraktion der SPD ist mit den Petenten der Auffassung, daß die 
Lieferung von Waffen und Kriegsgerät in Krisengebiete nicht 
erfolgen darf. 

Indonesien ist entgegen der Darstellung der Bundesregierung 
sehr wohl als Krisengebiet aufzufassen. In einem Beschluß der 
Versammlung der Westeuropäischen Union vom 17. Juni 1993 
wird die indonesische Regierung angesichts der dauernden Ver- 
letzung der Menschenrechte, insbesondere im Zusammenhang 
mit der Unterdrückung der Befreiungsbewegung in Ost-Timor, 
u. a. aufgefordert; 

1. jede Anwendung von Gewalt und Verletzung der internationa- 
len Normen, durch welche die Beachtung der Menschenrechte 
und das Recht der Völker auf Selbstbestimmung und Unabhän- 
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gigkeit garantiert wird, zu beenden und die politischen Häft- 
linge freizulassen; 

2. die bewaffneten Streitkräfte aus dem Territorium von Ost- 
Timor zurückzuziehen und die notwendigen Voraussetzungen 
für die freie Ausübung der Selbstbestimmung zu schaffen. 

Die WEU fordert alle Mitgliedstaaten u. a. auf, ein unverzüg- 
liches Waffenembargo über Indonesien zu verhängen und 
unverzüglich militärische Abkommen mit Indonesien und Hilfe 
für Indonesien auszusetzen. 

Trotzdem hat die Bundesregierung nach Presseberichten 
39 Kriegsschiffe an Indonesien verkauft. Die neuwertigen Con- 
dor-2-Minenräum- und -suchschiffe seien nicht, wie von der 
Bundesregierung und dem Bundessicherheitsrat zugesagt, ent- 
militarisiert, sondern mit funktionstüchtigen Abschußrampen für 
Luftabwehrraketen ausgestattet. 

Nach Aussage von internationalen Menschenrechtsorganisatio- 
nen gibt es eine große Anzahl von Menschenrechtsverletzungen 
in Ost-Timor und West-Papua. Opposition und Unabhängigkeits- 
bewegungen werden gewaltsam unterdrückt. Insgesamt sind aus 
politischen Gründen bereits hunderttausende Menschen umge- 
kommen. 

An der Aufrüstung eines solchen Staates sollte die Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht beteiligt sein. Aus diesem Grunde bitten 
wir, die Petition der Bundesregierung zur Berücksichtigung zu 
überweisen. 
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